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Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare Einundneunzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 


A. Zielsetzung 

Angleichung des nationalen Einfuhrrechts an das EGr-Recht 
und an das Warenverzeichnis für die Außenhandelsstatistik 
(Ausgabe 1985) 

B. Lösung 

Änderung der Einfuhrliste (Neufassung) 

C. Alternativen 

keine 

0. Kosten 

keine 
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Einundneunzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhriiste — Aniage zum 
Außenwirtschaftsgesetz — 


Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbin- 
dung mit § 2 Abs. 1 und 3, § 10 Abs. 2 bis 4 und § 26 
Abs. 1 des Außenwirtschaftsgesetzes in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7400-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, von denen 
§ 26 Abs. 1 und § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 durch das 
Gesetz vom 6. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1905) neuge- 
faßt worden sind, verordnet die Bundesregierung 
und auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Ver- 
bindung mit § 2 Abs. 1 und 3, §§ 5, 10 Abs. 2 bis 4 und 
§ 26 Abs. 1 des Außenwirtschäftsgesetzes der Bun- 
desminister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister des Auswärtigen und dem 
Bundesminister der Finanzen: 


Artikel 1 

Die Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirt- 
schaftsgesetz — in der Fassung der Verordnung 
vom 20. Dezember 1983 (Beilage zum BAnz. Nr. 245 


vom 31. Dezember 1983), zuletzt geändert durch die 
Verordnung vom 15. Juni 1984 (BAnz. S. 5853), er- 
hält die Fassung der Anlage*). 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin, so- 
weit sie sich nicht auf Rechtsgeschäfte und Hand- 
lungen bezieht, die nach dem Gesetz Nr. 43 des Kon- 
trollrates vom 20. Dezember 1946 oder nach sonsti- 
gem in Berlin geltendem Recht verboten sind oder 
ier Genehmigung bedürfen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1985 in 
Kraft. 


Veröffentlicht als Beilage Nr 71/84 zum Bundesanzei- 
ger Nr 242 vom 28. Dezember 1984 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Einfuhrliste folgt dem Schema des deutschen 
Warenverzeichnisses für die Außenhandelsstatistik. 
Sie muß zum 1. Januar 1985 wegen statistischer Än- 
derungen, die sich über das ganze Verzeichnis er- 
strecken, neugefaßt werden. Die statistischen Ände- 
rungen beruhen auf der Weiterentwicklung des Wa- 
renverzeichnisses für die Außenhandelstatistik der 
Europäischen Gemeinschaften (NIMEXE) und sind 
insoweit bindend. Materielle Änderungen des Ein- 
fuhrrechts sind mit der Änderung des Warenver- 
zeichnisses nicht verbunden. 

Aus weiteren Rechtsakten der Europäischen Ge- 
meinschaften ergeben sich allerdings einige sachli- 
che Änderungen, die nachstehend unter Ab- 
schnitt B erläutert werden. 

Die neuen Verfahrensvorschriften dienen nur der 
Kontrolle der einzelnen genannten Waren, nicht der 
Beschränkung; andererseits werden Verfahrensvor- 
schriften abgebaut Auswirkungen auf das Preisni- 
veau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, 
sind von der Verordnung daher nicht zu erwarten. 


B. Im einzelnen 

Artikel 1 

Die Einfuhrliste enthält folgende wesentliche Ände- 
rungen gegenüber der bisherigen Fassung: 

J. Anwendung der Einfuhrliste 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat am 23, Mai 1984 die Richtlinie Nr. 84/318/EWG 
(ABI. EG Nr. L 166 S. 19) erlassen; sie soll die Ein- 
haltung von handelspolitischen Maßnahmen der 
EG auch in den Fällen sicherstellen, in denen eine 
Ware in einem Mitgliedstaat nur zur aktiven Ver- 
edelung, also im Prinzip zur Wiederausfuhr aus der 
EG abgefertigt worden ist, anschließed aber abwei- 
chend von der ursprünglichen Absicht in einen an- 
deren Mitgliedstaat — nicht nur zur aktiven Ver- 
edelung — weitergeliefert wird. Die Einfuhrabferti- 
gung in dem zweiten Mitgliedstaat wird deshalb 
von einer Bestätigung des ersten Mitgliedstaates 
über die Anwendung der handelspolitischen Maß- 
nahme, etwa Einfuhrgenehmigung und Anrech- 
nung auf ein Kontingent, abhängig gemacht (neuer 
Buchstabe d in Nummer 3 des Abschnitts I der Ein- 
fuhrliste). 

IL Warenliste 

1. Anmerkungen 

a) Die Anmerkung 18 erhält die Fassung: 

„Die Einfuhr ist auch dann genehmigungsbe- 
dürftig, wenn sich die Waren im freien Verkehr 


der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft be- 
finden.“ 

Diese Anmerkung wird zusammen mit dem 
die Einfuhrgenehmigungspflicht ausdrückenden 
Zeichen „ — “ bei Warennummer 1201 620 in 
Spalte 4 eingefügt. Dies ist notwendig, um der 
Verordnung (EWG) Nr. 2059/84 des Rates vom 
16. Juli 1984 (ABI. EG Nr. L 191 S. 6) zu entspre- 
chen. Um einem Mißbrauch von Hanfsaaten vor- 
zubeugen, soll nach Artikel 3 der Ratsverord- 
nung die Einfuhr solcher Staaten nur For- 
schungseinrichtungen und näher bezeichneten 
ausgewählten Personen genehmigt werden und 
bei letzteren solange einer Kontrollregelung un- 
terliegen, bis die Staaten eine andere Bestim- 
mung als die Aussaat erhalten haben. Diese 
weitreichende Kontrolle läßt sich nur durch das 
vorgesehene Genehmigungsverfahren und ent- 
sprechende Auflagen nach § 13 AWG praktisch 
sicherstellen. 

b) Die Anmerkungen 38, 40 und 67 erhalten einen 
Zusatz, der klarstellt, daß Waren, die sich im 
freien Verkehr eines Mitgliedstaates der EWG 
befinden, nicht der Einfuhrerklärungspflicht un- 
terliegen. 

c) Die Anmerkung 97 erhält die Fassung: 

„Eine Einfuhrerklärung ist erforderlich, wenn 
Ursprungsland Ungarn ist. Dies gilt nicht, wenn 
sich die Waren im freien Verkehr eines Mitglied- 
staates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft befinden. Bei Abgabe der Einfuhrerklä- 
rung ist dem Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft (BAW) eine Durchschrift des Vertrages 
mit Mengenangaben und Liefertermin, der 
Rechnung sowie des Textil-Ursprungszeugnis- 
ses vorzulegen. In der Einfuhrerklärung ist in 
Spalte 18 (Bemerkungen) anzugeben: 

1. Garnnummer „NE“, 

2. Name und Anschrift des Herstellers, 

3. Nummer des Vertrages (soweit vorhanden) 
und Datum, 

4. Beförderungsmittel ab Herstellungswerk in 
Ungarn sowie Transportweg.“ 

Diese auf der Grundlage des § 28 a Abs. 7 AWV 
zu Überwachungszwecken geschaffene Einfuhr- 
erklärungspflicht war notwendig geworden, 
nachdem eine Reihe von Anhaltspunkten Vorla- 
gen, daß Ware (Baumwollgarne) brasilianischen 
Ursprungs mit ungarischen Ursprungszeugnis- 
sen in das Wirtschaftsgebiet geliefert wird, und 
Konsultationen zwischen der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften und Ungarn 
nicht zu dem Ergebnis führten, daß solche Wa- 
renbewegungen in Zukunft auszuschließen 
sind. 
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2. Warenliste im einzelnen 

Durch Artikel 2 Nr. 8 des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung von Vorschriften auf dem Gebiet des 
Urheberrechts (BT-Drucksache 10/837) ist eine Mit- 
teilungspflicht des Bundesamtes für gewerbliche 
Wirtscheift über die Einfuhren von Bild- und Tonträ- 
gern und Geräten mit Bild- und Tonaufzeichnungs- 
vorrichtungen vorgesehen. Um dem von der Auf- 
gliederung der Warennummern her unverzüglich 
bei Inkrafttreten des Gesetzes entsprechen zu 
können, waren die Positionen 8515 190, 8515 320, 
8515 380, 8515 430, 8515 460, 8515 520 und 9211 799 


der Einfuhrliste in Geräte mit und solche ohne Auf- 
zeichnungsvorrichtungen zu unterteilen. 

Artikel 2 

Diese Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Artikel 3 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Ver- 
ordnung. 
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